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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 147. und 149. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 8. März 1961, 
und Freitag, den 10. März 1961 

1. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durdi Presse, 
Kreitmeyer Rundfunk, Fernsehen, diplomatisdie Schritte 

und Aufklärungsvorträge das widerrechtliche 
Verbot der Abhaltung des Evangelischen 
Kirchentages und der Synode im sowjetisch 
besetzten Sektor Berlins an allen Plätzen 
der Welt, wo deutsdie Vertretungen sich 
befinden, zu verbreiten und die politisdie 
Bedeutung dieses Verhaltens zu erläutern? 

Wer ist der Verfasser des im Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung Nr. 35 vom 21. Februar 1961 er- 
schienenen Artikels mit der übersdirift: „Das 
Opfer der Synode für die Einheit der Evange- 
lischen Kirche - Präses Sdiarf übernahm die 
Nadrfolge von Bischof D. Dr. Dibelius" ? 


II. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

II. 1. Abgeordneter Wer ist nach Auffassung der Bundesregie- 
Dr. Kohut rung ermächtigt, in Entwicklungsländern Zu- 

sagen zu Lasten des Bundeshaushalts zu 
machen ? 

Was gedenkt der Herr Bundesaußenminister 
zu tun, um künftig zu verhindern, daß — 
wie im Falle des jüngsten Memorandums 
des sowjetisdien Regierungschefs — nicht 
autorisierte Referenten durdi ihre Schwatz- 
haftigkeit wichtige diplomatische Aktionen 
stören? 

II. 3. Abgeordneter . Ist die Bundesregierung bereit, das von 
Dr. Kohut einem bekannten deutschen Politiker, der 

nidit Mitglied der Bundesregierung ist, ge- 
gebene Verspredien, die Bundesrepublik 
werde das Haushaltsdefizit von Kamerun in 
Höhe von 4 Millionen DM ausgleichen, zu 
erfüllen ? 

II. 4. Abgeordneter Hat der Herr Bundesaußenminister bei seinen 
Dr. Kohut Verhandlungen mit der amerikanischen Re- 

gierung neben der Frage des Ausgleichs der 
amerikanisdien Zahlungsbilanz auch die Frage 
der Rückgabe des deutsdien Privateigentums 
in den USA angeschnitten? 


II. 2. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


I. 2. Abgeordneter 

Metzger 
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11. 5. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen sich 
Dr. Bücher die Bundesregierung, wenn auch zögernd, 

damit einverstanden erklärt hat, daß Lösungs- 
vorschläge für eine Rückgabe des deutsdien 
Privatvermögens in den Vereinigten Staaten 
vorerst nicht erörtert werden? 

II, 6. Abgeordnete Wie weit sind die von der Bundesregierung 

Frau Dr. Hubert in der Sitzung vom 12. November 1959 an- 

gekündigten Vorarbeiten für die Ratifizierung 
des europäischen Abkommens über den Aus- 
tausch von therapeutischen Substanzen mensch- 
lichen Ursprungs fortgeschritten? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

III. 1. Abgeordneter Bis wann gedenkt die Bundesregierung die 

Dr. Mommer am 13. Dezember 1957 von ihr Unterzeichnete 

Europäische Konvention über die Ausliefe- 
rung den gesetzgebenden Körperschaften zur 
Verabschiedung vorzuiegen? 

III. 2. Abgeordneter Bis wann gedenkt die Bundesregierung die 
Dr. Mommer am 20. April 1959 Unterzeichnete Europäische 

Konvention über den Rechtshilfeverkehr den 
gesetzgebenden Körperschaften zur Verab- 
schiedung vorzulegen? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

IV. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß ab sofort die Ausstellung 

Dröscher deutsdier Erzeugnisse in Klubs, Messehallen 

usw. der amerikanischen Stationierungsstreit- 
kräfte im Gebiet der Bundesrepublik unter- 
sagt sind und die bisher den Ausstellern 
gegebenen Verkaufsgenehmigungen nicht 
mehr erneuert werden dürfen? 

IV. 2, Abgeordneter Aus welchem Titel wurde die Reise des 

Rademacher Hamburger CDU-Vorsitzenden, Erik Blumen- 

feld, der laut Pressemeldung als offizieller 
Wahlkampfbeobachter des Bundeskanzlers 
zur Präsidentenwahl in die USA entsandt 
wurde, finanziert? 

IV. 3, Abgeordneter - Aus welchen Gründen ist das am 9. Novem- 

Unertl ber 1960 vom Bundestag verabschiedete 

Gesetz gegen den Betriebs- und Belegschafts- 
handel noch nicht verkündet, und wann kann 
mit der Verkündung gerechnet werden? 
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IV. 4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von den 

Dürr Sozialaussdiüssen der christlich-demokrati- 

schen Arbeitnehmerschaft erhobene Forde- 
rung, entweder die Industrie- und Handels- 
kammern paritätisch mit Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zu besetzen oder aber unver- 
züglich Arbeitnehmerkammern zu errichten? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die Richtlinien des Bundesarbeits- 
ministers vom 17. Oktober 1951 zur Gewäh- 
rung von Bundesbeihilfen zum Ausgleich 
von Härten im Rahmen der betrieblichen 
Altersfürsorge den seit der Rentenreform 
eingetretenen Veränderungen auf dem Ge- 
biet der Alterssicherung der Arbeitnehmer 
längst nicht mehr entsprechen, und ist sie 
gegebenenfalls bereit, im Interesse der be- 
troffenen Arbeitnehmer kriegs- und demon- 
tagegeschädigter Betriebe die Richtlinien von 
1951 den veränderten Verhältnissen anzu- 
passen ? 

VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

VL 1. Abgeordneter Welche dienstlichen Anweisungen oder Befehle 
Merten gibt es innerhalb der Bundeswehr, die die 

Tätigkeit des Wehrbeauftragten des Bundes- 
tages zum Gegenstand haben? 

Werden die Soldaten über die Tätigkeit des 
Wehrbeauftragten des Bundestages belehrt 
oder unterrichtet oder sonst in irgendeiner 
Form informiert? 

VI. 3. Abgeordneter Billigt der Herr Bundesverteidigungsminister 
Jahn (Marburg) die Verwendung des nationalsozialistischen 
Schlagwortes „reinrassig" zur Kennzeichnung 
der Zusammensetzung eines Bataillons in der 
von ihm als Sonderdruck hergestellten Bro- 
schüre „Wissenswertes über die Bundeswehr" 
auf Seite 29? 

VI. 4. Abgeordneter Was hat das Bundesverteidigungsministerium 
Dr. Tambl6 veranlaßt, seine vor Jahren ausgesprochene 

Verzichterklärung auf die im Aufbauplan 
der Gemeinde List (Sylt) als Kurzentrum 
ausgewiesenen ehemaligen Wehrmachtslie- 
genschaften zurückzunehmen ? 

VI. 5. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Weber um Grundstücksbesitzer und Gemeinden, vor 

(Georgenau) allem in der Nähe von Bundeswehr-Stand- 

orten, vor Schäden durch Wehrmachtsfahr- 
zeuge an den Privatgrundstücken bzw. an 
öffentlichen Feld- und Waldwegen zu schüt- 
zen ? 


VL 2. Abgeordneter 

Merten 


Abgeordneter 

Sdmeider 

(Bremerhaven) 
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VII. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

VII. 1. Abgeordneter Wann wird das Gutaditen über einen voll- 
Gewandt schiffbaren Anschluß des Hamburger Hafens 

an das europäische Wasserstraßennetz vor- 
gelegt? 

VII. 2. Abgeordneter Was sagt der Herr Bundesverkehrsminister 

Dr. Dahlgrün zu dem in der Presse wiedergegebenen Vor- 

wurf des hessisdien Verkehrsrainisters Franke, 
ihm sei bei der Auslegung der Unfallsta- 
tistik für die Autobahnstrecke Frankfurt — 
Mannheim ein Irrtum unterlaufen ? 

VII. 3. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung, um 

Josten die Ahrstrecke der Bundesbahn zu elektri- 

fizieren ? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

VIII. 1. Abgeordneter Kann der Herr Bundespostminister erklären, 
Berger warum Streifbandsendungen für die 35 km 

zwischen Duisburg und Herne laut Mitteilung 
in der „Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" 
vom 9. Februar 1961 sieben Tage benötigen? 

VIII 2. Abgeordneter Warum wurde laut Mitteilung der „Ruhr- 
Berger nachrichten" vom 11. Februar 1961 ein Brief 

aus Konstanz mit Poststempel vom 1. Februar 
1961 erst am 9. Februar in Herne ausge- 
liefert ? 

IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gemein- 
Büttner den Besdilüsse gefaßt haben, Mieter, deren 

Mieten für freifinanzierte Wohnungen 30 v. H, 
des Einkommens übersteigen, auf die Dring- 
lidrkeitsliste der Wohnungsuchenden zu 
setzen ? 


Bonn, den 3. März 1961 


4 



